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Gottesdienst 2013
2. Fassung

Der Fall Hubert Wolff ist eines von vielen Beispielen für den Umgang mit homosexuellen Opfern in der Freien und Hansestadt Hamburg nach dem 2. Weltkrieg.

Geboren wurde Wolff 1894 in Mainz, begann eine kaufmännische Lehre, studierte Gesang und war bis 1935 als Operettensänger und beim Kabarett tätig, zuletzt an einem renommierten Theater in Hannover.

Der NSDAP trat er am 1. Mai 1933 bei;  zwei Jahre später wurde er aus der Mitgliederliste gestrichen.

Wegen homosexueller Handlungen war Wolff in Hannover noch in der Weimarer Republik mit zwei Wochen Gefängnis bestraft worden. 1937 folgte eine weitere Gefängnisstrafe von  8 Monaten.
Nach dem Ende seiner Sängerkarriere und der Verbüßung der zweiten Strafe arbeitete er als kaufmännischer Angestellter und  erhielt eine gut bezahlte Stellung in Hamburg. Hier fiel er einem berüchtigten Erpresser und Denunzianten in die Hände, woraufhin er im November 1941 zu einem Jahr Gefängnis verurteilt wurde. Das Gericht stellte fest: „Nach seinen Vorstrafen“ handele es sich um „einen unverbesserlichen Menschen“. Falls er nochmals  rückfällig werde, habe er mit Sicherungsverwahrung zu rechnen.
Wolff hatte Glück im Unglück: Nach Verbüßung der dritten Strafe wurde er 1942 tatsächlich nach Hause entlassen und nicht – was nach der dritten Verurteilung eher zu erwarten gewesen wäre -  in ein KZ überstellt. 

Acht Wochen später teilte ihm die Kriminalpolizei mit, dass er sich „auf Grund einer Anweisung aus Berlin“ freiwillig kastrieren lassen müsse. Der Eingriff erfolgte nach Erledigung aller bürokratischen Formalitäten im Februar 1943 im Hafenkrankenhaus.

Seit April 1944 war Wolff auf Veranlassung der Gestapo bis zum Ende des Krieges zur Trümmerbeseitigung dienstverpflichtet.

Mit der  britischen Besetzung Hamburgs und der Kapitulation Deutschlands hatten sich zwar die Rahmenbedingungen geändert – die verordneten Zwangs-Nachuntersuchungen kastrierter Männer aber wurde beibehalten. Während die Untersuchungsberichte der NS-Zeit stets ausführten, wie glücklich der kastrierte Mann sei und wie gut er sich fühle, stellte der erste Nachkriegsbericht bei Wolff eine „niedergedrückte Stimmung“, Verbitterung über die Entmannung und Selbstmordgedanken fest. 

Seit 1951 bemühte sich Hubert Wolff zehn Jahre lang um Wiedergutmachung für die Dienstverpflichtung als Bauhelfer und für die erzwungene „freiwillige Kastration“. Ein erster Antrag wurde im Oktober 1951 unter Berufung auf das Haftentschädigungsgesetz abgelehnt, da Wolff weder aus rassischen noch politischen Gründen verfolgt worden war. Abgelehnt wurde auch Wolffs Einspruch gegen diesen Entscheid Der hierfür  zuständige Ausschuss der Hamburger Wiedergutmachungsbehörde war der Ansicht, dass die gegen Wolff verhängten Zwangsmaßnahmen mit „seinen Vorstrafen wegen Sittenvergehen“ in Zusammenhang stünden. Damit sei er „haftentschädigungsunwürdig“. Mit dieser Begründung legitimierte die Behörde nachträglich die  nicht von Gerichten angeordnete Bestrafung von Homosexuellen, nachdem die im Urteil vorgesehen Freiheitsstrafe verbüßt war. Für Wolff hatte das „nur“ Kastration und Arbeitseinsatz, für andere Menschen Einweisung in ein KZ bedeutet.
Wolff fand keine Ruhe. Seit 1956 versuchte er mit Hilfe eines Rechtsanwalts Wiedergutmachung nach dem Bundesentschädigungsgesetz zu erhalten. Ohne Erfolg: Zwar sei die Kastration Wolffs „mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar, doch habe sie keine rassischen oder politischen oder religiösen oder weltanschaulichen Ursachen. Verantwortlich dafür seien ausschließlich Wolffs kriminellen Machenschaften. Als mehrfach verurteilter Homosexueller sei Hubert Wolff ein gemeiner Verbrecher und somit nicht nur haftentschädigungsunwürdig, sondern überdies unwürdig, irgendwelche Wiedergutmachungsleistungen zu erhalten.

Keine der für die Ablehnung von Wolffs Anträgen maßgeblichen Personen gehörten zu den nach dem Krieg weiterbeschäftigten ehemaligen Nationalsozialisten, sondern waren ausgewiesene Nazi-Gegner  wie der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten, wie das führende Mitglied der Notgemeinschaft der von den Nürnberger Gesetzen Betroffenen oder wie der zuständige Senator für Arbeit und Soziales.  
Hubert Wolff, durch Nationalsozialisten und deren demokratische Nachfolger seiner Ehre als Staatsbürger und seiner Würde als Mensch beraubt, starb am 11. August 1968 in einem Pflegeheim in Hamburg-Wandsbek.

